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Abstract 

 

Im März 1917 stürzten britische Truppen eine autokratische Regie-

rung in Bagdad. Entgegen vorheriger Versprechungen begann 

Großbritannien damit das Land nach eigenen Maßstäben umzu-

bauen. Die Kosten der Okkupation führten schließlich dazu, dass 

Großbritannien die Verantwortung für das Land an lokale Eliten 

abgab, seine Militärpräsenz reduzierte und das Interesse am Auf-

bau einer fortschrittlichen Staatsordnung verlor. Diese Ereignisse 

schienen sich nach 86 Jahren mit der US-Irakpolitik zu wiederho-

len. Der vorliegende Artikel geht beiden Fällen mit der Methodik 

des Neorealismus nach und zeigt Parallelen und Unterschiede der 

westlichen Interventionen auf. Im Mittelpunkt steht dabei eine 

Akteursanalyse der innerstaatlichen Entscheidungsträger in Lon-

don und Washington. Anhand ihrer Interaktion soll der Entschei-

dungsprozess während der Entwicklung und Umsetzung der 

Irakpolitik systematisiert werden. Mit einer symmetrisch verlau-

fenden Analyse beider Fälle soll die Basis für einen Vergleich ge-

legt werden, in dem Gemeinsamkeiten und Unterschiede betrach-

tet werden können. Der Vergleich der historischen Einzelfälle 

dient wiederum dem Gewinn fallübergreifender Analogien, die 

wiederkehrende Probleme von westlichen Interventionen benen-

nen. 

Dr. Hauke Feickert ist Lehrbeauftragter am Centrum für Nah- 

und Mittelost Studien der Universität Marburg. Für das deutsch-

sprachige Orient-Magazin Zenith schreibt er regelmäßig über ak-

tuelle Entwicklungen im Irak.  
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Westliche Interventionen im Irak 

Die britische Irakpolitik (1914–1922) und die amerika-

nische Irakpolitik (2003–2009) im Vergleich 

 

 

 

1 Einführung 

Vor zehn Jahren bereitete die Regierung von George W. Bush einen Krieg 

gegen den Irak vor, der das Land von der Diktatur Saddam Husseins befrei-

en und eine demokratische Ordnung begründen sollte. Unter Historikern 

löste diese Absicht Erinnerungen an die  Kolonisierung des Iraks durch das 

Britische Empire aus. So erklärte Charles Tripp von der School of Oriental 

and African Studies  den britischen  Mesopotamien-Feldzug zwischen 1914 

und 1918 zum Präzedenzfall für die amerikanische Okkupation (Tripp 2003). 

Auch Großbritannien habe während des Ersten Weltkriegs versprochen, im 

Irak eine freie Ordnung aufzubauen. Dies sei jedoch so kostspielig und un-

populär geworden, dass London das Interesse am Aufbau eines fortschrittli-

chen Staates verlor. Michael Eisenstadt und Eric Mathewson vom Washing-

ton Institute for Near East Policy versammelten im Frühjahr 2003 ähnliche 

Wortmeldungen in einer Aufsatzsammlung (Eisenstadt und Mathewson 

2003). Darin warnten Ofra Bengio, Abbas Kelidar, Peter Sluglett und Judith 
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Yaphe die US-Regierung vor idealistischen Kriegszielen, für die es im Irak 

und in der eigenen Öffentlichkeit keine dauerhafte Unterstützung gebe. 

Doch erst nach Kriegsbeginn wurde dem Thema mehr Aufmerksamkeit ge-

schenkt, als klar wurde, dass viele Iraker die amerikanische Besatzung als 

Wiederholung der britischen Kolonialzeit empfanden. So wurde in militär-

wissenschaftlichen Arbeiten erstmals ein systematischer Vergleich der bei-

den Fälle unternommen (Williams 2004; Scudieri 2004). Als wichtige Paralle-

len erschienen dabei die Zerstörung bestehender Ordnungsstrukturen, die 

Unklarheit über die Neuordnung des Landes und der gewaltsame Wider-

stand. In der US-Armee führte das wachsende Interesse an der historischen 

Erfahrung schließlich zur Konsultation von Irakexperten wie Toby Dodge, 

der im Stab von General David Petraeus mitwirkte. In seinem Buch Inventing 

Iraq hatte Dodge zuvor kritisiert, dass die Amerikaner wie die Briten ver-

suchten, die Machtstruktur des Landes nach eigenen Idealen neu zu ordnen 

(Dodge 2003). Fatalerweise missdeuteten beide dabei die Lage und schürten 

interne Machtkonflikte. Dagegen beschrieb Henner Fürtig vom German Insti-

tute of Global and Area Studies in einem vergleichenden Artikel, wie die Be-

satzungsmächte die Spaltung der Bevölkerung bewusst vorangetrieben hät-

ten (Fürtig 2008). In der Diskussion um Parallelen wies der Irak-Historiker 

Peter Sluglett schließlich darauf hin, dass die Unterschiede zwischen den 

Fällen genauso aufschlussreich seien, wie die Gemeinsamkeiten (Sluglett 

2008). So finde etwa der irakische Bürgerkrieg keine Entsprechung in der 

Vergangenheit. Andererseits schloss der Historiker, dass beide Interventio-

nen in dem Land eine ähnlich autoritäre Grundstruktur hinterließen, in der 

die Staatsgewalt nicht in der Gesellschaft verwurzelt ist und eine demokrati-

sche Entwicklung unwahrscheinlich bleibt. 
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2 Der theoretische Hintergrund 

Der vorliegende Artikel möchte  die geschilderte Diskussion um Parallelen 

und Unterschiede  aufnehmen, um wiederkehrende Probleme von westli-

chen Interventionen zu benennen. Die Betrachtung der Irakpolitik scheint 

dafür besonders gut geeignet zu sein, denn im Abstand von 89 Jahren ver-

suchten die jeweiligen westlichen Hegemonialmächte im Persischen Golf den 

Irak mit Krieg und Besatzung zu einem regionalen Vorzeigestaat zu machen. 

Die darin angelegte Vergleichbarkeit birgt aber auch die Gefahr, dass äußer-

liche Gemeinsamkeiten überzeichnet und gegenwärtige Probleme in die 

Vergangenheit projiziert werden (Kornprobst 2007). Dem soll hier durch eine 

akteurszentrierte Analyse begegnet werden, mit der die Situativität und Sub-

jektivität der Fallbeispiele im Blick behalten wird. Im Mittelpunkt steht somit 

die Interaktion der innerstaatlichen Entscheidungsträger in London und 

Washington während der Entwicklung und Umsetzung der Irakpolitik. Mit 

einer symmetrisch verlaufenden Analyse beider Fälle soll die Basis für einen 

Vergleich gelegt werden, in dem Gemeinsamkeiten und Unterschiede be-

trachtet werden können. Der Vergleich selbst soll dem Gewinn fallübergrei-

fender Analogien dienen.  

Methodisch ist die angestrebte Akteursanalyse zur Erforschung des 

innerstaatlichen Entscheidungssystems in das Gebiet der Außenpolitikanaly-

se einzuordnen (Hudson und Vore 1995). Dabei geht es um die Fragen, wel-

che Akteure ihre außenpolitischen Vorstellungen durchsetzen können, wel-

che Interessen und Wahrnehmungen eine Entscheidung prägen und welche 

Durchsetzungsstrategien akzeptiert werden. Doch für die Analyse der 

Irakpolitik ist auch die Einbeziehung des internationalen Systems von Inte-

resse, vor dessen Hintergrund sich eine Entscheidung zur Außenpolitik ent-
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wickelt und das auf den Verlauf ihrer Umsetzung zurückwirkt. Fachlich 

wird dieser Bereich von Analysen der Internationalen Politik erfasst (Donelly 

2000). Hier stehen Fragen nach der Ordnungsstruktur des Systems, nach 

strukturellen Konfliktgründen und Machtverschiebungen im Vordergrund. 

In der vorliegenden Arbeit soll eine Zusammenführung beider Forschungs-

gebiete – Außenpolitikanalyse und Analyse der Internationalen Politik – ver-

sucht werden. Das Interesse an einem solchen integrierenden Ansatz liegt in 

einem möglichst weiten Verständnis der Konzipierung und Wirkung der 

Irakpolitik. Eine solche Zusammenführung muss allerdings mit konträren 

Prämissen umgehen. So lehrt die Außenpolitikforschung, dass staatliches 

Verhalten nicht von den Strukturen des internationalen Systems determiniert 

ist, sondern stark von innenpolitischen Entscheidungen abhängt (Snyder et 

al. 1954; Sprout und Sprout 1965; Rosenau 1966). Umgekehrt halten Wissen-

schaftler aus der Internationalen Politik die Systemeinflüsse für ausschlagge-

bend (Morgenthau 1948; Waltz 1959). 

Trotz dieses Konflikts hat das Interesse für Analysen, die beide Ansät-

ze integrieren, zugenommen. Im Gebiet der Internationalen Politik hat die 

Theorie des Außenpolitischen Realismus mit dem Zweig des Neoklassischen 

Realismus einen Ansatz entwickelt, der die innerstaatliche Ebene in seine 

Forschung einbezieht (Rose 1998). Die neoklassischen Realisten betonen zwar 

weiterhin den prägenden Einfluss des internationalen Systems für die Wir-

kung von Außenpolitik, doch bleibt für sie das Verhalten von Staaten im 

konkreten Einzelfall ohne eine Analyse von innenpolitischen Faktoren un-

verständlich. In wegweisenden Arbeiten haben Jack Snyder, William Wohl-

forth und Fareed Zakaria die Bedeutung innerstaatlicher Eliten, Perzeptionen 

und Staatsstrukturen in der Gestaltung von Außenpolitik untersucht (Snyder 

1991; Wohlforth 1993; Zakaria 1999). In neueren Schriften konnten Jeffrey 
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Taliaferro und Randell Schweller aufzeigen, dass eine im internationalen 

System adäquate Außenpolitik an innenpolitischen Erwägungen scheitern 

kann (Taliaferro 2004; Schweller 2006). Damit gelingt es den neoklassischen 

Realisten ein besseres Verständnis für die vormals als Blackbox behandelten 

innerstaatlichen Entscheidungsprozesse zu vermitteln. Dies beinhaltet 

gleichzeitig einen Bruch mit der vorangegangenen Theorie des Neorealis-

mus, wie sie von Kenneth Waltz geprägt wurde (Waltz 1979). Aus seiner 

Theorie des Neorealismus hatte er die Analyse von Entscheidungsträgern 

und des innenpolitischen Systems ausgeschlossen, da sich Internationale Po-

litik nicht mit diesen zwei Untersuchungsebenen verstehen lasse, sondern 

sich allein aus der dritten Ebene, dem Staatensystem mit seiner anarchischen 

Struktur, erschließe. Personen und die innerstaatliche Ordnung müssten sich 

in der Außenpolitik letztlich immer den Zwängen des Systems unterwerfen, 

um die eigene staatliche Existenz nicht zu gefährden. Die Staaten setzten ihre 

Machtmittel in diesem Sinn zweckrational ein. Damit sei ihr Verhalten weit-

gehend determiniert. Einen integrierenden Ansatz, wie ihn die neoklassi-

schen Realisten anwenden, wies Waltz explizit zurück (Waltz 1996).  

Doch Neorealismus war immer schon mehr als Waltz (Meier-Walser 

2004). So entwickelte Gottfried-Karl Kindermann den Neorealismus der 

Münchner Schule (NRMS), der bereits in den 1970er Jahren die drei Ebenen 

der Analyse zusammenfasste (Kindermann 1977). Damit nimmt der NRMS 

einen Brückenschlag zwischen Außenpolitikanalyse und einer realistischen 

Analyse der Internationalen Politik vor. So entsteht Politik im Internationa-

len System für den Neorealisten Kindermann zwar weiterhin durch das 

Handeln von Staaten die miteinander in einem Interessenaustausch stehen. 

Doch erkennt Kindermann staatliche Interessen nicht als objektiv wirkende 

Systemzwänge der Internationalen Politik an. Vielmehr  betont Kindermanns 
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Theorie  innenpolitische Strukturen, Personen mit ihren Interessen und 

Wahrnehmungen sowie allgemein anerkannte Normen, um das Verhalten 

von Staaten zu erklären. Gleichwohl steht der NRMS, entgegen seiner Etiket-

tierung als neorealistisch-strukturalistisch, inhaltlich nah bei Autoren des 

neueren neoklassischen Realismus. Über ihren integrierenden Ansatz hinaus, 

haben beide das Interesse an historischer Erfahrung gemein und erkennen 

die Bedeutung individueller Akteure für konkrete Außenpolitik neben dem 

prägenden Einfluss des Systems an. Beide sehen daher den Staat nicht in der 

Lage, rein rationale Überlebensentscheidungen auf der Basis von Machtkal-

kulationen zu fällen. Im Unterschied zum neoklassischen Realismus bietet 

der NRMS jedoch eine umfassende Methodik mit konstanten Analyseschrit-

ten an, während neoklassische Untersuchungen in ihrem Vorgehen variieren 

und immer nur Teilaspekte erfassen (Schweller 2003, S. 317–318). Im Zent-

rum des NRMS stehen die Entscheidungsprozess-Analyse und die Konstella-

tions-Analyse. In Ersterer wird die Entwicklung und Durchsetzung einer 

außenpolitischen Entscheidung in sieben Phasen gegliedert. Dabei dominie-

ren Faktoren der Außenpolitikanalyse. Zunächst werden jedoch der Kontext 

der Ausgangslage und die daraus hervorgehenden Ziele betrachtet (1. Ziel-

festlegung). Darauf folgen Abschnitte zu Perzeptionen und Interessen der 

Entscheidungsträger (2. Lagebeurteilung; 3. Entwicklung von Handlungsal-

ternativen; 4. Entscheidung). Anschließend wird die Umsetzung der Ent-

scheidung beschrieben (5. Entscheidungsausführung; 6. Entscheidungskon-

trolle; 7. Entscheidungskorrektur). In der zweiten Methode kann das Verhal-

ten und die Interaktion der zu vergleichenden Akteure mit fünf Analyseka-

tegorien untersucht werden. Diese sind im Einzelnen: 1) System und Ent-

scheidung: Hier werden der Regierungsapparat, das Entscheidungssystem 

und die Entscheidungsträger analysiert. 2) Wahrnehmung und Wirklichkeit: 
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In diesem Punkt wird die Perzeption der Entscheidungsträger betrachtet und 

hinterfragt. 3) Interesse und Macht: Diese Kategorie analysiert die Interessen 

des Akteurs und seine Machtposition in Relation zur jeweiligen Gegenmacht. 

4) Normen und Nutzen: In wie weit das Analyseobjekt den rechtlichen und 

moralischen Verpflichtungen nachkommt, wird in diesem Abschnitt betrach-

tet. 5) Kooperation und Konflikt: Hier wird das Verhalten des Akteurs da-

nach beurteilt, ob er in der Internationalen Politik kooperativ oder konflikt-

reich, Status-Quo-orientiert oder expansiv handelt. Die fünf Kategorien las-

sen sich in der letztlichen Zusammenschau (Synopsis) zu einem multikausa-

len Gesamtbild verbinden.1 Durch seinen umfassenden Ansatz, der in dem 

letzten Analyseschritt der Zusammenschau versinnbildlicht wird, wurde der 

NRMS auch als Synoptischer Realismus bezeichnet (Meier-Walser 2004). 

Mit seiner Analysemethode verfolgt der NRMS bewusst das Ziel, his-

torische Einzelfälle nach denselben Faktoren zu erschließen und so eine Ver-

gleichbarkeit zwischen ihnen herzustellen. Aus der Gegenüberstellung sol-

cher Fälle sollen dann wiedererkennbare allgemeine Typen politischen Han-

delns gewonnen werden (Siedschlag 2001, S. 36). Entsprechend scheint die 

Theorie für einen Vergleich der britischen und amerikanischen Irakpolitik 

besonders geeignet zu sein. Im Folgenden soll das Verhalten der Regierungs-

apparate in London und Washington in der Irakpolitik mit Hilfe dieser Me-

thodik und unter Verwendung von Regierungsdokumenten, autobiographi-

schen Zeugnissen und der Sekundärliteratur betrachtet werden. Beide Fälle 

werden dazu nacheinander als Entscheidungsprozess dargestellt und 

schließlich in der Konstellationsanalyse gegenübergestellt. Dabei ist festzu-

                                                 
1 Kindermann erweitert das System der Konstellationsanalyse später um den Punkt Struktur und Ver-

netzung, mit dem er die internationale Zusammenarbeit von Staaten und transnationale Verflech-

tungen behandelt (Kindermann 1986). Hier wird auf diesen Punkt verzichtet, da im Folgenden nur 

innerstaatliche Akteure betrachtet werden sollen. Zur Weiterentwicklung des NRMS vgl. auch 

Meier-Walser 2010. 
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halten, dass im historischen Vergleich keine  Interaktion zwischen den Un-

tersuchungsfällen betrachtet werden kann. So wird die Synopsis abschlie-

ßend genutzt, um Parallelen und Unterschiede zu benennen. 

3 Die britische Irakpolitik als Entscheidungsprozess 

Am  5. November 1914 erklärte die britische Regierung unter Herbert H. 

Asquith dem Osmanischen Reich den Krieg. Knapp vier Monate nach dem 

Ausbruch des Ersten Weltkriegs in Europa gerieten so auch die osmanischen 

Provinzen im heutigen Syrien und Irak in den Fokus des Konflikts. Bereits 

am Tag nach der Kriegserklärung landeten britische Streitkräfte, ausgehend 

vom Golfscheichtum Bahrain, überraschend im Südirak. Am 22. November 

zogen die Soldaten des Empires in der Provinzhauptstadt Basra ein. Damit 

intensivierte sich die Diskussion über die Kriegsziele im Mittleren Osten und 

die künftige Ordnung im Irak. 

1) Zielfestlegung: Von einer Neuordnung des Mittleren Ostens war 

Großbritannien vor dem Krieg noch weit entfernt. Die Führer der liberalen 

Regierung, Premierminister Asquith, Außenminister Grey, Indienminister 

Crewe und der indische Vizekönig Hardinge vertraten die Ansicht, dass die 

osmanische Herrschaft in der Region fortbestehen sollte. Dies entsprach der 

pro-osmanischen Haltung, die das 19. Jahrhundert wesentlich prägte. Unter 

der Prämisse, das Gleichgewicht der europäischen Mächte zu wahren, halfen 

die Regierungen in London dem Kalifat in Istanbul dabei, französische und 

russische Expansionen abzuwehren. Gleichzeitig konnte England mit seiner 

Stützung der türkischen Herrschaft die See- und Landwege in Richtung In-

dien sichern. Zudem wurden gute Beziehungen zu den Kalifen geschätzt, um 

die Fügsamkeit der Muslime in eigenen Kolonien wie Ägypten und Britisch-
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Indien zu erhalten. In ihrer Ansicht wurden Asquith, Grey, Crewe und Har-

dinge von lokalen Kolonialbeamten wie Lord Kitchener, dem Generalkonsul 

in Kairo, und Sir Percy Cox, dem Generalkonsul in Buschehr am Persischen 

Golf, bestärkt. Als die osmanische Marine im Oktober 1914 überraschend 

russische Häfen angriff, wurden die britischen Erwägungen jedoch entwer-

tet. Nun ergaben sich die Ziele, die Osmanen zu besiegen, die Besitzungen 

des Empires im Mittleren Osten zu schützen und einem drohenden Dschihad 

des Kalifats zuvorzukommen. 

2) Lagebeurteilung: Die Gefahr, die sich aus dem osmanischen 

Kriegseintritt ergab, wurde von lokalen Beamten in Kairo und Buschehr zu-

nächst in der militärischen Bedrohung von Ägypten, den Golfscheichtümern 

sowie der Öl-Metropole Abadan am Persischen Golf gesehen. Doch wurde 

die militärische Auseinandersetzung als beherrschbar eingeschätzt, da die 

osmanische Armee als schwach galt. Zudem herrschte die Einschätzung vor, 

dass das Osmanische Reich durch innere Widerstände geschwächt werden 

würde. So verwiesen Beamte des Generalkonsulats in Kairo, wie Ronald 

Storrs und Gilbert Clayton auf die Opposition des Scherifs von Mekka gegen 

die Regierung in Istanbul (Fromkin 2001, S. 98). Experten aus dem General-

konsulat in Buschehr, wie William Shakespeare und Gerard Leachman, be-

tonten ihrerseits den Widerstand der Stämme gegen die osmanische Herr-

schaft (Morris 1987, S. 87). Gemeinsam forderten Kairo und Buschehr ein ak-

tives Vorgehen gegen die Osmanen, was Aufstände ermutigen und in einen 

raschen Zusammenbruch des Reiches münden sollte. Würde das Empire 

hingegen zögern, befürchteten die Beamten in Kairo, dass es der osmani-

schen Regierung schließlich doch noch gelingen könnte, die innere Oppositi-

on zu zerschlagen und die Muslime aufzustacheln, „was bedeuten könnte, 

dass der Dschihad, der bisher ein Fehlschlag war, möglicherweise doch noch 
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Realität wird“ (Daly 1997, S. 222, eig. Übers.). In Indien, wo man lange einen 

Krieg mit dem Kalifat abgelehnt hatte, sah man dies ähnlich. Wenn Großbri-

tannien nicht schnell handeln würde, könnte der Dschihad einen Flächen-

brandt entfachen. Dann „würden sich all unser Prestige und jahrelange Be-

mühungen in Luft auflösen und unsere Position am Golf würde prekär wer-

den“ (Gholi Majd 2006, S. 61, eig. Übers.). 

3) Entwicklung von Handlungsoptionen: In einer Denkschrift vom 

März 1915 empfahl Lord Kitchener dem Kabinett die arabischen Provinzen 

der Osmanen zu befreien und ein abhängiges Königreich zu errichten (Kit-

chener 1915). Wie in Ägypten könnte eine einheimische Regierung einge-

setzt, aber indirekt durch britische Beamte kontrolliert werden. Als Ober-

haupt des neuen Staates empfahl Kitchener den Scherif von Mekka, Husain 

Ibn Ali, der über religiöse Glaubwürdigkeit und über Verbindungen zu Na-

tionalisten in Syrien und im Irak verfüge. Ihn gelte es zu unterstützen, um 

den bevorstehenden Dschihad der Osmanen zu schwächen und einen eige-

nen Aufstand gegen das Kalifat zu erzeugen. Langfristig ließen sich mit ei-

nem neuen Staat die Verbindungswege nach Indien verbessern, der Persische 

Golf sichern, die Region entwickeln und religiöser Fanatismus eindämmen. 

In Delhi hatte Lord Hardinge im Februar jedoch bereits ein Memorandum 

mit einer gegenteiligen Handlungsoption verfasst (Hardinge 1915). Hatte der 

Vizekönig zuvor von einem Krieg abgeraten, plädierte er nun für eine anglo-

indische Kolonisierung des Iraks. Eine arabische Regierung hielt Hardinge 

dort nicht für möglich, denn es sei unklar, „wo die künftigen Elemente für 

eine solche indigene Verwaltung gefunden werden sollen“ (Hardinge 1915, 

eig. Übers.). Im Indienministerium stimmte man dem zu: Der Scherif von 

Mekka sei zu weit weg und die arabischen Nationalisten seien nicht mehr als 
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„Träumer oder Agitatoren und sind auf keinen Fall die Personen mit denen 

ein neuer Staat gegründet werden kann“ (Hirtzel 1914, eig. Übers.). 

4) Entscheidung: Im Kabinett wurden beide Handlungsalternativen 

zunächst abgelehnt. Premierminister Asquith war sogar der Ansicht, „dass 

[...] es das Beste wäre, wenn wir am Ende des Krieges sagen könnten [...] wir 

haben nichts dabei gewonnen“ (Brock 1982, S. 300, eig. Übers.). Denn ein 

neues Kolonialgebiet wie der Irak würde Millionen verschlingen und unab-

sehbare Probleme mit sich bringen. In der Kabinettssitzung vom 19. März 

1915 sprachen sich Kitchener und Indienminister Crewe dennoch für die Ex-

pansionsideen aus Kairo und Delhi aus. Obgleich Herbert Asquith seine Mi-

nister mit einer „Gruppe von Freibeutern“ verglich (Brock 1982, S. 469, eig. 

Übers.), berief er nun doch eine Kommission zur Ausarbeitung der Kriegs-

ziele. Deren Präferenz für den Erhalt des Osmanischen Reichs wurde Ende 

1915 wieder fallen gelassen, als in Verhandlungen mit Frankreich klar wur-

de, dass der Verbündete eine Aufteilung des Reichs erwartete. Im sogenann-

ten Sykes-Picot-Abkommen versuchte Großbritannien schließlich alle Wün-

sche zu berücksichtigen. So wurden ein britisches Protektorat über den Irak 

und ein französisches Protektorat über Syrien vorgesehen. In beiden sollte 

aber keine direkte Kolonialherrschaft ausgeübt sondern Platz für eine arabi-

sche Selbstverwaltung gelassen werden. Eine Entscheidung darüber, wie 

und wann diese gebildet werden würde und welche Regierungsstelle dafür 

verantwortlich sein sollte, blieb jedoch aus. 

5) Entscheidungsausführung: Im Außenministerium in London war-

ben Beamte aus Kairo intensiv für eine Zusammenarbeit mit Scherif Husain. 

Nach einem Briefwechsel im Sommer 1915 sagte Außenminister Grey dem 

Scherif schließlich britische Hilfe für den Aufbau eines arabischen Staats zu. 

Die Zusage blieb jedoch vage. So wurde darauf verwiesen, dass im Irak eine 
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spezielle Regelung nötig sei. Nach den Verhandlungen wurde im Januar 

1916 das Arabische Büro unter Gilbert Clayton gegründet. Als Dienststelle in 

Kairo hatte es den Anspruch, die britische Politik auch im Irak zu steuern. So 

wurden etwa die mit Husain kooperierenden Iraker, von denen sich viele in 

der Gruppe al-Ahd zusammengeschlossen hatten, unterstützt und an den 

Persischen Golf geschickt. Zusätzlich reisten Offiziere des Arabischen Büros 

in den Irak, unter ihnen Lawrence von Arabien, um dort für eine Zusam-

menarbeit mit al-Ahd zu werben. Derweil begann unter Husain ein offener 

Aufstand gegen die Osmanen. In Indien stießen alle diese Maßnahmen auf 

lautstarken Protest. Den Briefwechsel mit Scherif Husain bewertete Lord 

Hardinge als „sehr gefährliche Korrespondenz“ (Fromkin 2001, S. 106, eig. 

Übers.). Man wolle kein arabisches Königreich sondern „ein schwaches und 

uneiniges Arabien“ (Busch 1971, S. 62, eig. Übers.). Die Agitation für Husain 

wurde am Persischen Golf verboten und Agenten von al-Ahd verhaftet. Den 

Ratschlägen von „verträumten Orientwissenschaftlern“ (Westrate 1992, S. 51, 

eig. Übers.) aus dem Arabischen Büro erteilte man eine Abfuhr. Stattdessen 

begann im Südirak unter Sir Percy Cox und Beamten aus dem Generalkonsu-

lat Buschehr der Aufbau einer Fremdherrschaft. Die indische Rupie wurde 

als Zahlungsmittel eingeführt, das indische Zivilrecht hielt Einzug und briti-

sche Offiziere leiteten die Verwaltung. Gerechtfertigt wurde dies damit, dass 

die osmanischen Beamten geflüchtet und die Provinz massiv geplündert 

worden war. Die Bevölkerung verhielt sich abwartend und selbst die Stäm-

me schlossen sich nicht den siegreichen Briten an. Im Gegenteil wurden Sol-

daten hinterrücks angegriffen (Moberly 1923, Vol.I, S. 126). Diese Erfahrun-

gen wiederholten sich, als es im März 1917 nach großen Opfern gelang Bag-

dad einzunehmen. Zwar wurde in der Stadt rasch für Ordnung gesorgt, doch 

in der Umgebung gab es weiterhin Strafexpeditionen gegen „aggressive 
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Stämme“. Anfang 1918 übernahm Arnold Wilson die Zivilverwaltung. Wil-

son befürwortete eine wohlwollende Kolonisierung des Landes und trieb die 

Ausweitung der Verwaltung voran. Zwischen 1917 und 1920 stieg das briti-

sche Personal dadurch von 59 auf 1.022 Personen (Marr 1985, S. 32). Das rest-

liche osmanische Personal wurde hingegen verringert. Wilson begründete 

dies mit ihrer geringen Kompetenz und mangelndem Rückhalt in der Bevöl-

kerung. In den Städten wurden die osmanischen Räte aufgelöst und britische 

Beamte eingesetzt. Auf dem Land unterstützte Wilson hingegen den Macht-

anspruch der Scheichs. Auch der schiitischen Geistlichkeit wurden Zuge-

ständnisse gemacht. Diese Machtverschiebungen führten rasch zu Unruhe. 

Doch für Wilson bestätigten die Wiederbelebung des Handels und die Stei-

gerung der Steuereinnahmen die Effizienz seiner Verwaltung. 

6) Entscheidungskontrolle: In London stieß die Okkupation auf Ab-

lehnung. Schon nach der Einnahme von Bagdad hatte die neue Koalitionsre-

gierung unter David Lloyd George offiziell verkündet, man sei kein Eroberer 

sondern ein Befreier (Moberly 1923, Vol.IV, S. 404). Entsprechend wurde be-

fohlen, eine arabische Selbstverwaltung aufzubauen. Unter dem Eindruck 

der 12-Punkte-Erklärung von US-Präsident Woodrow Wilson wurde diese 

Präferenz bei Kriegsende erneuert. Doch vor Ort wies man dies mit Sachar-

gumenten immer wieder ab: Die bestehenden Staatsstrukturen seien völlig 

zusammengebrochen und es gebe kein geeignetes Personal. Dem wurde in 

Kairo widersprochen. Gilbert Clayton erklärte, unter den Kämpfern von 

Scherif Husain sei über ein Drittel aus dem Irak. Ein rascher Machttransfer 

sei daher machbar (Clayton 1919). Diese Möglichkeit stieß in Indien erneut 

auf Ablehnung. Der Scherif sei eine Person, „die im Irak kein Gewicht be-

sitzt“ und sein Gefolge sei für die Verwaltung ungeeignet (Sluglett 2007, S. 

18, eig. Übers.). Arnold Wilson wies darauf hin, dass es unter ihnen nur sun-
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nitische Araber gäbe, so dass ihre Machtübernahme die Shiiten ausgrenzen 

würde. Eine Regierung nach dem Wunsch Kairos sei somit „das Gegenteil 

von einer demokratischen Regierung“ (Wilson 1919, eig. Übers.). Im Indien-

ministerium stimmte man Wilson zu: „Der aufgeklärte und fortschrittliche 

Araber, den die Enthusiasten uns glauben machen wollen, ist in Bezug auf 

Mesopotamien eine bloße Fiktion“ (Sluglett 2007, S. 23, eig. Übers.). Dennoch 

wurde Wilson im Juni 1920 angewiesen eine arabische Regierung einzurich-

ten. 

7) Entscheidungskorrektur: Die Festlegung des Kabinetts auf das in-

direkte Herrschaftskonzept kam jedoch zu spät, um einen landesweiten Auf-

stand zu verhindern. Im Juli verursachte die Inhaftierung eines Scheichs eine 

Stammesrevolte am Euphrat, die sich rasch ausbreitete. Anfang August rief 

die schiitische Geistlichkeit zum Dschihad gegen die Briten auf. Mitte des 

Monats waren große Teile des Landes in Aufruhr. Bis zur Wiederherstellung 

der Kontrolle im Februar 1921 mussten die Besatzungstruppen über 900 Tote 

sowie über 1000 Verwundete hinnehmen. Die Aufständischen zählten zwi-

schen 8000 und 9000 Opfer (Busch 1971, S. 408–409). Doch auch nach dem 

offiziellen Ende des Aufstands wurden weitere Strafexpeditionen gegen 

Stämme unternommen und ab Mai 1921 ging die Kontrolle über Kurdistan 

verloren, wo die Kämpfe gut zwei Jahre anhielten. Auf der Suche nach 

Gründen für den Aufstand erklärte Arnold Wilson die arabischen Nationalis-

ten für hauptverantwortlich. Ihr Werben habe die Anarchie unter den Stäm-

men und den Fanatismus unter der Geistlichkeit angestachelt. Auf britischer 

Seite hätten die Demobilisierung von Soldaten und die politische Unklarheit 

negativ gewirkt. Mit ihrer hohen Effizienz könnte sich auch die Zivilverwal-

tung selbst unbeliebt gemacht haben. Wilson sah seine eigene Schuld darin, 

„dass ich den Fehler gemacht habe, nicht drastischer mit prominenten Agita-
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toren zu verfahren“ (Montague 1920a, eig. Übers.). Aus Kairo konstatierte 

hingegen Lawrence von Arabien, der Grund für den Aufstand läge in der 

Fremdbesatzung an sich (Paris 1998, S. 788). Trotz der materiellen Kosten 

und der massiven öffentlichen Kritik an seiner Orientpolitik machte Premi-

erminister David Lloyd George im Juni 1920 klar, dass ein Rückzug für ihn 

nicht in Frage komme: „Es wird gesagt: Wir hätten abziehen sollen. Wer oder 

was hätte unseren Platz eingenommen? Chaos in der einen oder anderen 

Form. Es gab keinen Staatsapparat. Wir zerstörten den türkischen Staatsap-

parat. […] Es hätte Bürgerkrieg gegeben“ (Montague 1920b, eig. Übers.). Am 

31. Dezember 1920 entzog der Premier dem Außen- und Indienministerium 

die Zuständigkeit für den Irak und beauftragte Kolonialminister Winston 

Churchill mit einer Neuformulierung der Irakpolitik. Dieser brachte im März 

1921 die Kontrahenten aus Ägypten und Indien auf einer Konferenz zusam-

men. Dort wurde vereinbart, dass im Irak eine abhängige Monarchie unter 

Prinz Feisal, dem Sohn von Scherif Husain, etabliert und militärisch gestützt 

werden würde. Zwischen dem Machtanspruch der neuen sunnitischen Staat-

selite um Feisal und den Autonomieinteressen der Kurden, der Stammesbe-

völkerung und der schiitischen Geistlichkeit sollten britische Berater vermit-

teln. Ihre Aufsicht wurde 1922 in einem anglo-irakischen Vertrag festgelegt. 

8) Ausblick: In den 20er Jahren setzte die irakische Regierung die bri-

tischen Finanz- und Militärhilfen zunehmend gegen die eigene Bevölkerung 

ein, um ihre Vorstellung eines modernen Zentralstaats durchzusetzen. Be-

reits 1923 inhaftierte sie führende Repräsentanten der schiitischen Geistlich-

keit. Den kurdischen Gebieten verweigerte Bagdad die Selbstverwaltung, 

was 1931 zu einem Aufstand führte. Im selben Jahr ging die neue, sunnitisch-

dominierte Armee  gegen ein Bündnis aus Stämmen und schiitischen  Oppo-

sitionsparteien vor. Die politische Macht konzentrierte sich nun bei sunniti-
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schen Vertrauten des Monarchen und nahm deutlich oligarchische Züge an. 

Trotz der inneren Konflikte gewährte London 1932 offiziell die Unabhängig-

keit. Kurz darauf steigerten sich Anfeindungen gegen die assyrische Bevöl-

kerungsminderheit zu einem Massaker. Im selben Jahr folgte  der erste Mili-

tärputsch in einem arabischen Land. Nach einem pro-deutschen Umsturz 

1941 mussten die Briten den Irak erneut besetzen. Die wiederhergestellte 

Monarchie wurde schließlich 1958 in einem weiteren Putsch blutig gestürzt. 

4 Die amerikanische Irakpolitik als Entschei-

dungsprozess 

Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 verkündete US-

Präsident George W. Bush einen weltweiten Krieg gegen den Terror in dem 

die Urheber der Angriffe zur Verantwortung gezogen werden würden. Als 

Gegner identifizierte er die Dschihadisten um Osama Bin Laden und Staaten, 

die sein Netzwerk al-Qaida unterstützten. Dazu zählte zuerst Afghanistan, 

wo sich Bin Laden selbst aufhielt. Doch bereits in der Kabinettssitzung vom 

12. September geriet der Irak als möglicher Helfershelfer in den Blick. Am 16. 

September zeigte sich Präsident Bush zwar von der Mittäterschaft des Iraks 

überzeugt, forderte aber zunächst Beweise für dessen Beteiligung 

(Woodward 2003, S.99). Zwei Monate später ordnete Bush an, einen mögli-

chen Krieg mit dem Irak vorzubereiten (Woodward 2004). Damit begann die 

Diskussion über einen Angriff und die Nachkriegsplanung für den Irak. 

1) Zielfestlegung: Im Wahlkampf hatte Bush zwar eine neue Initiative 

angekündigt, um den Irak zur Offenlegung seiner atomaren, biologischen 

und chemischen Rüstungsprogramme und Waffenbestände zu zwingen, die 

das Land gemäß des Waffenstillstands von 1991 zerstören sollte. Doch in der 
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Zeit zwischen seiner Amtseinführung im Januar 2001 und dem 11. Septem-

ber entwickelte sein Regierungsteam keine gemeinsame Strategie gegen 

Bagdad. Bushs außenpolitische Berater, Außenminister Powell und Sicher-

heitsberaterin Rice befürworteten die Fortsetzung der langjährigen Sankti-

onspolitik und warnten davor, das bestehende Bündnissystem in der Region 

zu gefährden, mit dem der westliche Einfluss von Ägypten und Saudi-

Arabien bis zu den Golfscheichtümern gesichert wurde.  Diese Ordnung hat-

ten die USA zur Eindämmung Russlands während des Kalten Kriegs entwi-

ckelt. Nach 1989 diente es vor allem zur Sicherung der Ölexportländer am 

Persischen Golf.  Dagegen forderte  Verteidigungsminister Rumsfeld den 

Sturz des irakischen Diktators Saddam Hussein. Dies würde ein abschre-

ckendes Beispiel für Regime mit Massenvernichtungswaffen setzen. Neokon-

servative Politiker um Vizepräsident Cheney ergänzten, der Sturz des iraki-

schen Regimes könnte die Stagnation und den Fundamentalismus im gesam-

ten Mittleren Osten beenden, da dies den arabischen Widerstand gegen Israel 

schwächen und einen Hauptsponsor von islamistischen Terroristen beseiti-

gen werde (Keller 2008, S. 169–174). Präsident Bush griff erst nach 9/11 in die 

Diskussion ein. Vorstellungen seiner Berater aufnehmend, formulierte er nun 

die Ziele, islamistische Terrornetzwerke zu zerstören, ihre staatlichen Förde-

rer zur Rechenschaft zu ziehen und demokratische Reformen im Mittleren 

Osten anzustoßen, um religiösen Fundamentalismus zu schwächen. 

2) Lagebeurteilung: Diese Ziele rückten bald den Irak in den Fokus 

der amerikanischen Anti-Terror-Politik. Denn in Washington waren sich 

Bush, Cheney, Rumsfeld und Rice darin einig, dass die Regierung in Bagdad 

den Terror von al-Qaida unterstützt hatte oder zumindest künftig unterstüt-

zen würde (Feickert 2012a). Diese Sichtweise wurde zwar nicht von den Ge-

heimdiensten getragen. Doch verbreiteten Paul Wolfowitz und Douglas Feith 
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als führende Beamte im Verteidigungsministerium die Ansicht, der Irak habe 

bereits 1993 einen Anschlagsversuch auf das World Trade Center unter-

nommen und sei auch für eine mit Anthrax verseuchte Briefserie von 2002 

verantwortlich. Für sie galt der irakische Diktator Saddam Hussein als lang-

jähriger Terrorpate, der „enorme geopolitische Ambitionen demonstriert“ 

habe und darauf abziele „der neue pan-arabische Führer zu werden“ (DoD 

2002, eig. Übers.). Sollten die USA nicht handeln, könnte Saddam Hussein 

sein Bündnis mit Dschihadisten intensivieren und ihnen sogar Massenver-

nichtungswaffen (MVW) für Angriffe zur Verfügung stellen. Zudem könnte 

der Irak auch direkt „unsere Bündnispartner angreifen und versuchen, die 

Vereinigten Staaten zu erpressen“ (Bierling 2010, S. 37). Das Pentagon ver-

langte daher mit einem Blitzfeldzug präventiv gegen den Irak vorzugehen. 

Die Iraker würden das verhasste Regime rasch aufgeben. Im Außenministe-

rium hielt Colin Powell die skizzierten Gefahren hingegen für rein hypothe-

tisch. Für den Minister blieb der Irak „ziemlich schwach“ (Keller 2001, eig. 

Übers.). Ende 2002 gab sich jedoch auch Powell überzeugt. Obgleich sich alle 

Anschuldigungen später als falsch herausstellten erklärte er dem UN-

Sicherheitsrat, der Irak besitze und entwickle MVW und halte Kontakt zu 

Terroristen: „Saddam Hussein noch ein paar Monate oder Jahre im Besitz 

von Massenvernichtungswaffen zu lassen ist keine Option, nicht in einer 

Welt nach dem 11. September“ (Bierling 2010, S. 62). 

3) Entwicklung von Handlungsoptionen: Unmittelbar nach dem 11. 

September forderte Donald Rumsfeld dazu auf, Saddam Hussein als mut-

maßlichen Terrorpaten von al-Qaida zu stürzen (Feith 2008, S. 50, 82). Dazu 

sollte die irakische Opposition um den demokratischen Exilpolitiker Ahmed 

Chalabi militärisch unterstützt werden. Eine neue Regierung unter Chalabi 

sollte demokratische Reformen anstoßen und eine Allianz mit den USA be-
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gründen (Roston 2008, S. 134–137). Zudem würde eine schnelle Machtüber-

gabe eine längere US-Besatzung mit Nation-Building-Aufgaben verhindern. 

Es wurde erwartet, dass ein demokratischer Irak einen regionalen Transfor-

mationsprozess auslösen würde, der den islamischen Fanatismus schwächen 

und eine pro-westliche Entwicklung fördern würde. Dagegen lehnte Au-

ßenminister Powell einen Krieg zunächst ab. Auch die Exiliraker wurden in 

seinem Ministerium kritisch gesehen, da sie zerstritten seien und im Irak völ-

lig unbekannt. Die Diplomaten insistierten, dass für den Fall eines Regime-

wechsels „externe Akteure allein keine glaubwürdige Übergangsregierung 

bilden können“ (Feith 2008, S. 256, eig. Übers.). Ein schneller Machttransfer 

sei daher unmöglich. Stattdessen prophezeite das Ministerium, dass der 

Sturz Saddam Husseins eine „mehrjährige Übergangsperiode zum Aufbau 

demokratischer Institutionen“ erzwingen werde (Feith 2008, S. 277–278, eig. 

Übers.). Angesichts dieser kostspieligen Perspektive riet Colin Powell dem 

Präsidenten die UNO in die Irakpolitik einzubinden (Powell 2012, S. 209–

211). 

4) Entscheidung: Im Sommer 2002 stritten Wolfowitz und Vizeau-

ßenminister Richard Armitage im Kabinett aggressiv über die gegensätzli-

chen Handlungsoptionen ihrer Ministerien. Als Vermittlerin versuchte Si-

cherheitsberaterin Rice beide Optionen zu verbinden (Feith 2008, S. 283). 

Ohne die Unvereinbarkeiten der Konzepte zu beachten, sprach sie sich in 

einem Brückenpapier für einen Militäreinsatz unter UN-Mandat aus, auf den 

die schnelle Machtübergabe an Exiliraker und interne Eliten folgen sollte. 

Deren Arbeit müsste durch eine mehrjährige Truppenstationierung gestützt 

werden. Präsident Bush folgte diesem integrierenden Ansatz als er dem Pen-

tagon zum Ende des Jahres und nach dem Scheitern der UN-Unterstützung 

die alleinige Verantwortung für die Irakpolitik zusprach, gleichzeitig aber 
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die Bedenken des Außenministeriums gegen das Konzept eines raschen 

Machttransfers an die Exiliraker übernahm: „Die irakische Bevölkerung hat 

so unter Saddam Hussein gelitten, dass sie diejenigen ablehnen wird, die sich 

während Saddams Herrschaft außer Landes aufhielten“ (Woodward 2003, S. 

340, eig. Übers.). Das Verteidigungsministerium versuchte nun das eigene 

Konzept über eine Abwandlung zu retten. Danach sollte die Macht sofort an 

eine irakische Übergangsverwaltung (IIA) übergehen, an der interne Eliten 

beteiligt wären, in der aber weiterhin die Exiliraker überwiegen würden. Der 

Präsident wurde am 10. März 2003 über das IIA Konzept informiert, traf je-

doch keine Entscheidung über dessen Durchsetzung. 

5) Entscheidungsausführung: Am 21. März 2003 begann das US-

Militär den Angriff auf den Irak. Bereits zwei Wochen später gelang die Er-

oberung von Bagdad. Zur gleichen Zeit ließ das Verteidigungsministerium 

Ahmed Chalabi und eine Brigade seiner Freien Irakischen Armee in das 

Land einfliegen (Phillips 2005, S. 136). Der Beauftragte für die Umsetzung 

des IIA-Konzepts, General Garner, wurde gedrängt, Chalabi bevorzugt zu 

behandeln. Zudem instruierte ihn das Pentagon die Suche nach internen Eli-

ten für die IIA kurz zu halten. Garner versuchte nun in aller Eile drei Konfe-

renzen abzuhalten, auf denen externe und interne Kräfte vereint werden soll-

ten. Doch auf den Konferenzen fanden beide nicht zueinander. Für Ahmed 

Chalabi blieb jede Resonanz in der Bevölkerung aus. Am 8. Mai gestand Do-

nald Rumsfeld ein, dass die Exiliraker zu schwach seien um eine fortschrittli-

che Ordnung durchzusetzen (Dobbins 2009, S. 40). Auch Vizepräsident 

Cheney bemerkte: „Wir sind noch nicht an den Punkt gelangt, an dem die 

Leute, die wir wollen, aufsteigen können“ (Ricks und DeYoung 2008, eig. 

Übers.). Dies bestätigte die Sicht des Außenministeriums. Dort hoffte man, 

dass auf den gescheiterten Versuch eines raschen Machttransfers eine direkte 
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Kontrolle folgen würde, in der die USA mit Hilfe der UNO eine repräsenta-

tive irakische Regierung aufbauen würden. Am 12. Mai übernahm daher die 

CPA (Übergangsverwaltung der Koalition) die Verwaltung des Iraks. Dabei 

musste sie mit verheerenden Plünderungen, der Zerstörung der Infrastruk-

tur, der Paralyse des Staatsapparats und der steigenden Kriminalität umge-

hen. Diese Bedingungen trugen dazu bei, dass die Bevölkerung den Ameri-

kanern mit Skepsis und Verbitterung begegnete. In dieser Stimmung wurden 

bald Überfälle auf US-Soldaten gutgeheißen. Das Militär reagierte darauf mit 

Massenverhaftungen und Sippenhaft (Cockburn 2006, S. 142; Ricks 2006, S. 

232–238). Zum Leiter der CPA wurde Paul Bremer ernannt, der eine längere 

Besatzung zum Aufbau von demokratischen Strukturen befürwortete. Für 

seine ambitionierten Reformen erhöhte Bremer die Zahl der US-Beamten von 

knapp 300 auf rund 800 Personen (Dobbins 2009, S. 8, 245). Der irakische 

Staatsapparat wurde hingegen verkleinert und durch das Verbot der gestürz-

ten Baath-Partei sowie der Auflösung der Sicherheitsdienste und des Militärs 

politisch gesäubert. Die „Entbaathifizierung“ setzte sich in Wirtschaft, Medi-

en und Wissenschaft fort. Als neue nationale Vertretung bildete die CPA den 

Irakischen Regierungsrat, der vorwiegend aus Exilirakern bestand und pro-

portional aus 13 Schiiten, 5 Sunniten, 5 Kurden und je einem Christen und 

Turkmenen gebildet wurde. Auch lokale Vertretungen wurden nach dem 

ethnisch-religiösen Proporz ernannt. Reale Machtbefugnisse gestand die 

CPA den neuen Gremien aber nicht zu. Die Maßnahmen provozierten De-

monstrationen auf denen direkte Wahlen und ein US-Abzug verlangt wur-

den. 

6) Entscheidungskontrolle: Die Proteste ließen in Washington erneut 

Zweifel an einer längeren Okkupation aufkommen. George W. Bush hatte 

versprochen, den Irakern beim Aufbau einer freiheitlichen Ordnung zu hel-
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fen. Nun fragte der Präsident: „Wie sind wir in der Frage, ob die Iraker Wah-

len abhalten dürfen oder nicht, auf die falsche Seite gekommen?“ 

(Woodward 2006, S. 229). Aus Bagdad erklärte Bremer dazu, die Umsetzung 

von direkten Wahlen sei schwierig. In frühen Wahlen könnten leicht unre-

präsentative, aber gut organisierte Kräfte siegen. Als Ausweg drängte das 

Pentagon darauf, die Macht an den Irakischen Regierungsrat zu übergeben. 

Paul Bremer wies dies zurück, da die Politiker im Rat so zerstritten wie in-

kompetent seien und ihre Ermächtigung „Chaos oder Bürgerkrieg“ riskiere 

(Bremer 2006, S. 171, 205, eig. Übers.). Aus seiner Sicht müsse zunächst eine 

Verfassung erarbeitet werden, „um die politischen Strukturen zu formen 

und die Bürgerrechte und Minderheitenrechte zu garantieren“ (Bremer 2006, 

S. 205, eig. Übers.). Rückendeckung bekam der Zivilverwalter von Außenmi-

nister Powell. Doch im Weißen Haus schwand die Unterstützung für die 

Okkupation. Bereits im November kam das Kabinett überein, dass die CPA 

zum 30. Juni 2004 aufgelöst und von einem indirekt gewählten, parlamenta-

rischen Regierungssystem ersetzt werden sollte. Doch auch diese Lösung 

stieß im Irak auf Ablehnung. Daher wurde im Januar 2004 die UNO hinzu-

gezogen, die versprach, eine irakische Übergangsregierung zu bilden und 

reguläre Parlamentswahlen durchzuführen. 

7) Entscheidungskorrektur: Während UNO und CPA gemeinsam die 

Bildung einer Übergangsregierung vorantrieben, entglitt den USA die militä-

rische Kontrolle. Im März 2004 lösten Hausdurchsuchungen in Falludscha 

einen Aufstand aus, dem sich auch andere sunnitische Städte anschlossen. 

Gleichzeitig trug die schiitische Miliz des Klerikers Muktada al-Sadr die Re-

bellion in den Südirak. In der Bekämpfung des Aufstands akzeptierten die 

USA die Vermittlung schiitischer Geistlicher, die im Juni eine Waffenruhe im 

Süden herbeiführten. Dagegen konnte Falludscha erst im November zurück-
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erobert werden. Am Jahresende mussten die US-Streitkräfte 848 Gefallene 

und 7.989 Verwundete verzeichnen (Cockburn 2006, S. 166). Etwa 6800 Auf-

ständische wurden getötet. Insgesamt erlitten 11.428 Zivilisten einen gewalt-

samen Tod (Iraq Body Count 2012). In seinem Rückblick erkannte Paul Bre-

mer im Einfluss von Baath-Anhängern und Islamisten den Hauptgrund für 

die Gewalt im Irak. Sie hätten die Bevölkerung gegen die CPA aufgehetzt 

und Milizen gegründet. Trotz seiner Appelle habe man darauf nicht reagiert. 

Seinerseits sei er selbst zu langmütig mit Aufrührern verfahren. Seine Re-

formen hätten hingegen dabei geholfen, die Probleme zu verringern. Im Pen-

tagon kritisierte Douglas Feith die CPA hingegen als größten Beitrag zur De-

stabilisierung (Feith 2008, S. 516). Die direkte Kontrolle der CPA endete mit 

dem Machttransfer an eine Regierung, die vorwiegend aus vertrauten schiiti-

schen und kurdischen Exilirakern bestand. Ihre Dominanz wurde 2005 in 

freien Wahlen bestätigt. Damit einher gingen jedoch der Wahlboykott eines 

Großteils der sunnitischen Bevölkerung und Gewalttaten gegen die schiiti-

sche Gemeinde. Im Sommer 2006 schlugen schiitische Milizen schließlich 

willkürlich gegen sunnitische Zivilisten zurück, was die Opferzahlen auf 100 

Tote pro Tag schnellen ließ (Cockburn 2006, S. 199). In Amerika erhöhte der 

Bürgerkrieg den Druck, die US-Soldaten aus dem Irak abzuziehen. Dement-

gegen gab Präsident Bush zu bedenken: „Wenn wir die Straßen Bagdads ver-

lassen, bevor die Arbeit getan ist, werden wir die Terroristen in unseren ei-

genen Städten bekämpfen müssen“ (Bush 2006, eig. Übers.). Bush mahnte 

dazu den eingeschlagenen Kurs zu halten, bis sich die irakische Demokratie 

selbst verteidigen könnte. Dennoch beauftragte er seinen Sicherheitsberater, 

Steven Hadley, mit einer Neufassung der Irakpolitik. Aus dem Verteidi-

gungs- und dem Außenministerium erhielt Hadley dabei die Empfehlung, 

die USA sollten sich zurückhalten und die Irakisierung des Konflikts hin-
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nehmen (Woodward 2009, S. 230–236). Hadley selbst favorisierte stattdessen 

ein stärkeres Engagement. Dem schloss sich der Präsident im Dezember 2006 

an (Woodward 2009, S. 269, 283). Die USA sollten mit zusätzlichen Soldaten 

in den Bürgerkrieg eingreifen und die Bevölkerung schützen. Gleichzeitig 

müsste der irakische Premier Nuri al-Maliki überzeugt werden, Sunniten in 

seine schiitisch-kurdische Koalition aufzunehmen, um eine nationale Ein-

heitsregierung zu bilden. Die USA würden langfristig engagiert bleiben, was 

2009 durch einen amerikanisch-irakischen Vertrag geregelt werden sollte. 

8) Ausblick: Dem US-Militär gelang es 2007/2008 die Gewalt einzu-

dämmen und aufständische Sunniten auf ihre Seite zu ziehen. Die US-

Diplomaten nutzten diese Entwicklung, um von Premierminister Maliki eine 

Aussöhnung zwischen Schiiten und Sunniten zu verlangen. Doch der Premi-

er blieb eine entscheidende Versöhnung schuldig. Dennoch beugte sich 

Washington 2009 vorzeitig irakischen Forderungen nach einem Ende der US-

Präsenz im Irak. Entgegen seiner ursprünglichen Intention regelte der bilate-

rale SOFA-Vertrag den Abzug aller amerikanischen Truppen. Seitdem weite-

te Premierminister Maliki seinen persönlichen Einfluss aus und restaurierte 

den autoritären Zentralstaat. Trotz der politischen Instabilität zogen Ende 

2011 alle Soldaten aus dem Irak ab. Seitdem bestimmen dort aggressive 

Machtkämpfe die Politik, während die Bevölkerung die Ineffektivität der 

neuen Ordnung beklagt. 
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5 Die Konstellations-Analyse als Vergleich 

(1) System und Entscheidung 

Großbritannien: Bei Kriegsbeginn hielt die liberale Partei gemeinsam mit un-

abhängigen Abgeordneten die Mehrheit im Parlament. Bereits seit 1906 be-

stimmte sie die Regierung, die ab 1911 von Herbert H. Asquith geführt wur-

de. Als Premierminister gab er seinen Ministern die politische Leitlinie vor, 

hielt sich aber mit Anweisungen zurück, da die Regierungsmitglieder ihre 

Bereiche traditionell autonom führten. Eine Koordination fand nur in tempo-

rären Komitees statt. Erst in der zweiten Kriegshälfte stärkte David Lloyd 

George die Kontrolle des Premierministers indem er die Weisungsbefugnis 

seines Sekretariats und ständige interministerielle Ausschüsse durchsetzte. 

USA: Mit seiner Amtseinführung im Januar 2001 erhielt George W. 

Bush für vier Jahre umfangreiche Vollmachten. So steht der US-Präsident der 

Exekutivgewalt vor, die er unabhängig vom Parlament leitet. Zur Koordina-

tion der Außenpolitik stehen ihm der Sicherheitsberater und der Mitarbeiter-

stab des Nationalen Sicherheitsrats (NSC) zur Verfügung. Diese Instrumente 

ließ George W. Bush jedoch zunächst ungenutzt. So ließ er den Ministerien 

zunächst freie Hand, griff in Streitigkeiten nicht ein und mied Entscheidun-

gen. Erst ab 2004 stärkte er die Kontrolle des NSC, die auch in seiner zweiten 

Amtszeit anhielt. 

(2) Wahrnehmung und Wirklichkeit 

Großbritannien: Die britische Regierung wurde 1914 von Politikern geführt, 

deren Expertise vor allem in der Innenpolitik lag. Ihre Wahrnehmung des 

Mittleren Ostens wurde daher von bekannten Konflikten der Vergangenheit, 

wie dem Mahdi-Aufstand im Sudan oder dem Sepoy-Aufstand in Indien ge-
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prägt. Diese Ängste wurden durch Berichte aus Kairo und Buschehr über 

einen möglichen Dschihad des Kalifats bekräftigt. So könnten Islamisten aus 

dem osmanischen Irak heraus unterstützt werden, um Aufstände in Arabien, 

Persien und Britisch-Indien anzuzetteln. Zur Abschreckung sollte möglichst 

schnell militärische Stärke demonstriert werden. In Realität nutzten die Ko-

lonialbeamten aber die Gefahr eines Dschihads, um eigene Expansionswün-

sche zu begründen. 

USA: In der US-Regierung arbeiteten Personen mit großer sicherheits-

politischer Erfahrung, die jedoch unterschiedlich auf den 11. September rea-

gierten. Die Verantwortlichen im Verteidigungsministerium nahmen Sad-

dam Hussein schon seit Jahren als Gefahr für die Stabilität des Mittleren Os-

tens wahr. Ihre Berichte zeichneten das Bild, dass der Diktator Dschihadisten 

unterstützen und mit Massenvernichtungswaffen ausstatten könnte. Diese 

beängstigende Bedrohung könnte jedoch militärisch leicht beseitigt werden. 

Im Außenministerium wies man hingegen darauf hin, dass eine akute Gefahr 

nicht erwiesen sei. Doch nach 9/11 konnte sich das Pentagon mit seiner 

Perzeption durchsetzen, die letztlich den Sturz eines langjährigen Gegners 

rechtfertigte. 

(3) Interesse und Macht 

Großbritannien: Die britische Regierung setzte sich 1914 das Ziel, ihren Be-

sitz im Mittleren Osten zu schützen. Für dieses Leitinteresse gestattete Pre-

mierminister Asquith Hilfsleistungen an die arabische Nationalbewegung, 

die eine Selbstverwaltung anstrebte. Gleichzeitig genehmigte er den Feldzug 

und die Besatzung im Irak. Danach versuchten Kairo und Delhi gleichzeitig 

ihre potentiellen Interessen umzusetzen. So warben Kitchener, Clayton und 

Lawrence für eine informelle Kontrolle, die sie als kostengünstig und koope-
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rativ stilisierten. Dagegen trieben Hardinge, Cox und Wilson die Kolonisie-

rung des Iraks voran, deren autokratische Maßnahmen und hohe Kosten das 

liberale Kabinett aber abschreckten. Doch erst 1920 wurde eine arabische Re-

gierung etabliert, mit der die Modernisierung des Landes kooperativ gestal-

tet werden sollte. 

USA: Nach dem 11. September definierte die amerikanische Regierung 

das Leitinteresse, weitere Terroranschläge, womöglich mit MVW, zu verhin-

dern. Dafür sollte Saddam Hussein als aktueller oder künftiger Terrorpate 

mit einem Blitzkrieg ausgeschaltet werden. Gleichzeitig ordnete Präsident 

Bush an, im Irak eine Demokratie aufzubauen. Entgegen dieser Entschei-

dung versuchten Rumsfeld, Wolfowitz und Feith aber ein längeres Engage-

ment zu verhindern und stattdessen einen kostengünstigen und liberalen 

Machttransfer an die Exiliraker durchzusetzen. Dagegen hielten Powell und 

Armitage eine mehrjährige US-Kontrolle für unausweichlich, für die sie die 

Einbindung der UNO empfahlen. Die verbreitete Skepsis vor Fremdbesat-

zung und Nation-Building schwächte jedoch ihren Einfluss, sodass selbst die 

CPA nach dem Scheitern des Pentagons eine Episode blieb. Erst 2006 akzep-

tierte  Präsident Bush eine längere Stabilisierungs- und Entwicklungsmissi-

on, wie sie das Außenministerium zu Beginn gefordert hatte. 

(4) Norm und Nutzen 

Großbritannien: Die britische Regierung begründete ihre Kriegserklärung 

mit einem völkerrechtswidrigen Überfall der osmanischen Marine auf russi-

sche Häfen. Damit legitimierte Premierminister Asquith zunächst einen be-

grenzten Krieg zur Ahndung eines Rechtsbruchs. Diese Zurückhaltung ende-

te bereits 1916 als die Neuordnung des Mittleren Ostens im Sykes-Picot-

Abkommen zum Kriegsziel erhoben wurde. Doch erst als David Lloyd Geor-
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ge dem Osmanischen Reich vorwarf eine  tyrannische und somit illegitime 

Herrschaft auszuüben, wurde dies offenbar. Tatsächlich unterdrückten die 

Europäer aber selbst die Bevölkerung in der Region. Im Irak wurden Auf-

ständische bekämpft, politische Gegner verhaftet und anti-demokratische 

Eliten gestützt. Somit rechtfertigte London die Irakpolitik zwar mit normati-

ven Grundsätzen, ordnete diese aber eigenen Machtinteressen unter. 

USA: Die amerikanische Regierung rechtfertigte ihren Krieg gegen 

den Irak mit dessen Verstößen gegen Rüstungs- und Kontrollbestimmungen 

der UNO, die Menschenrechte und mit Hilfsleistungen für Terroristen. Im 

Namen der Weltgemeinschaft müssten die USA den Irak entwaffnen und 

eine Tyrannei beenden. Um die Öffentlichkeit zu überzeugen, präsentierte 

die Regierung falsche Beweise über die Rüstungspolitik und die Terrorver-

bindungen des Irak. Nach dem erfolgreichen Feldzug musste die Irakpolitik 

daher allein mit dem Demokratieversprechen legitimiert werden. Doch In-

kompetenz, Gewalt und die restriktive Kontrolle, die Teile der irakischen 

Bevölkerung von der Partizipation ausschloss, diskreditierten dieses Ziel. Im 

Ergebnis rechtfertigten ideelle Werte die Irakpolitik, die durch die repressive 

Besatzung konterkarriert wurden. 

(5) Kooperation und Konflikt 

Großbritannien: Im internationalen System brachten die Fehler der inner-

staatlichen Entscheidungsfindung eine widersprüchliche Außenpolitik her-

vor. So erzeugten die Geheimabkommen mit den arabischen und französi-

schen Partnern und das Bekenntnis zur amerikanischen Selbstbestimmungs-

doktrin nach Kriegsende schwere Konflikte. Letztlich gelang es Großbritan-

nien diese Gegensätze aufzulösen, indem die arabische Bewegung im Irak an 

die Regierung gebracht und Frankreich gemeinsam mit England vom ameri-
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kanisch-initiierten Völkerbund als Schutzmacht vorübergehend anerkannt 

wurde. In das neue Regionalsystem ließen sich sogar die Türkei und Saudi-

Arabien einbinden. Im Ergebnis konnte das Empire die osmanische Ordnung 

gewaltsam zerstören und kooperativ durch ein neues System ersetzen. Darin 

waren jedoch Konflikte enthalten, die im Irak und seinen Nachbarstaaten 

dauerhaft Instabilität schufen und die langfristig dem britischen Ansehen 

schadeten. 

USA: Auf der Ebene des internationalen Systems erzeugte die inner-

staatliche Entscheidungsschwäche eine sprunghafte Außenpolitik. So legte 

die Regierung nicht fest, welche Rolle die Exiliraker im Irak erwarten durften 

und ob und wie sie die Interessen von Regionalmächten oder der UNO ein-

beziehen wollte. Die mangelnde Bindungsbereitschaft und Unberechenbar-

keit führte zu Konflikten mit dem nationalen Souveränitätswunsch irakischer 

Politiker und dem Mitgestaltungsanspruch der UNO, des Irans, der Türkei 

und der Golfstaaten. Den Schwund an Kooperationsbereitschaft und Legiti-

mation konnten die USA nicht mehr beheben. Die Konflikte mündeten letzt-

lich im Rückzug der USA. Im Ergebnis schwächten die USA ihre eigene 

Macht im internationalen System. In der Region erzeugte die Intervention 

eine instabile Lage, in der die Gewaltausbrüche zwischen Parteien und Eth-

nien im Irak leicht zu Konflikten zwischen den Nachbarn führen können. 

6 Synopsis 

Die Analyse offenbart zahlreiche Gemeinsamkeiten zwischen den Interven-

tionen. Mit Blick auf die Entscheidungsfindung fallen die fehlende Zusam-

menarbeit der Ministerien und die mangelnde Führung der Regierungschefs 

auf. Diese waren jeweils für die Entwicklung gegensätzlicher Handlungsop-
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tionen verantwortlich. Der mangelnde Austausch erzeugte in der Lagebeur-

teilung beide Male ein Zerrbild. Denn in den Entscheidungszentren wurde 

nicht hinterfragt, ob die bedrohlichen Annahmen über das Verhalten der 

Machthaber im Irak und die Wahrnehmung von Chancen, die von politi-

schen Stabilitätswünschen bis zu ideellen Visionen für eine Modernisierung 

des Iraks und der Region reichten, real waren. Die Aufspaltung der Regie-

rung mündete auch in einen vergleichbaren Machtkampf um ähnliche Ziel-

vorstellungen und Durchsetzungsstrategien. So wurde einerseits argumen-

tiert, dass die regionalen Herrschaftsstrukturen notfalls mit Gewalt geändert 

und pro-westliche Kräfte an die Macht gebracht werden müssten. Anderer-

seits wurde zunächst von einer Gewaltaktion abgeraten, die Repräsentativi-

tät lokaler Verbündeter bezweifelt und schließlich eine langjährige Besatzung 

empfohlen. Im Laufe der Entwicklung wurde die eigene Politik in beiden 

Fällen auch normativ aufgewertet. So wurde versucht, die Besatzungen hu-

manitär zu rechtfertigen, was aber keine völkerrechtstaugliche Legitimation 

darstellte. Davon abgesehen hielten sich die westlichen Regierungen selbst 

nicht an ihre verkündeten Werte, da sie den neuen Irak nach eigenen Vorstel-

lungen formten, missliebige Akteure unterdrückten und eine oligarchische 

Herrschaft stützten. Ferner wird deutlich, dass die innerstaatlichen Hand-

lungen zu Konflikten in der internationalen Politik führten. Zudem übten die 

Strukturen des internationalen Systems einen entscheidenden Druck aus, 

wodurch überzogene Zielvorstellungen und ungeeignete Durchsetzungsstra-

tegien in der Irakpolitik revidiert werden mussten.  

Neben diesen zentralen Gemeinsamkeiten muss aber auch auf heraus-

ragende Gegensätze hingewiesen werden. So war der mangelnde Fokus des 

britischen Kabinetts angesichts der Randbedeutung des Iraks im Ersten 

Weltkrieg verständlich. Auch die Bedrohungswahrnehmung und die Kriegs-
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legitimation Londons war angesichts der tatsächlichen osmanischen Aggres-

sion und den realen Bemühungen, einen Dschihad zu entfachen, nachvoll-

ziehbarer als die auf Unterstellungen gegründete Perzeption Washingtons. 

Ein deutlicher Unterschied ist in der britischen Kolonisierungsabsicht zu er-

kennen. Für die US-Regierung stand hingegen eine dauerhafte direkte Herr-

schaft nie zur Debatte. Entsprechend war das Leitprinzip ihrer Besatzung 

auch die Selbstermächtigung der Iraker (bottom-up), während im britischen 

Fall die Erziehung der Iraker (top-down) das zentrale Motiv war. Daher wa-

ren die USA auch nicht bereit, die Bevölkerung mit permanenter Gewalt ge-

fügig zu machen. Vielmehr griffen sie nach 2006 zu Methoden des Peace-

Keeping. Weiter sei angemerkt, dass die amerikanische Okkupation neben 

ihrem höheren Anspruch auch eine schwierigere Ausgangslage hatte. So 

musste 2003 im Gegensatz zu 1914 ein komplexer Staatsapparat für eine ur-

banisierte Gesellschaft wiederhergestellt werden. Die Besatzer hatten es je-

weils mit unterschiedlichen Sozialstrukturen zu tun. Diese waren auch für 

die Unterschiede in der Ausprägung des Widerstands und der inner-

irakischen Konflikte verantwortlich. Ein letzter zentraler Unterschied ist die 

erfolgreichere Kooperation der britischen Regierung mit Außenstehenden, 

wie den arabischen Nationalisten, verbündeten Großmächten oder dem Völ-

kerbund. Obgleich sich diese teilweise verraten fühlten, gelang es London 

dennoch, neue Wege der Kooperation auszuhandeln oder zu erzwingen. Da-

gegen fiel es den USA wesentlich schwerer Außenstehende über gemeinsa-

me Interessen einzubinden und Gegenkräfte erfolgreich abzuwehren. 

Trotz dieser Unterschiede lassen sich aus dem Vergleich der beiden 

Fälle wertvolle Analogien ableiten, die im Sinn des NRMS wiedererkennbare  

Probleme von westlichen Interventionen beschreiben können. Darunter sind: 
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 Die Gefahr der Informalität: In beiden Fällen wurden die Interven-

tionen durch eine unklare Führung und Koordination im Kabinett 

fehlkonzipiert. 

 Der Gegner als Papiertiger: Die paradoxe Wahrnehmung von Geg-

nern als schwach und gleichzeitig existenzbedrohend erhöhte die 

Kriegsbereitschaft. 

 Die Lösung des Gordischen Knotens: Die Militärinterventionen soll-

ten eine Vielzahl komplexer Probleme lösen, was ihre Gestaltungs-

macht überstieg. 

 Das Freund-Feind-Schema: Beide Male wurden Besatzungsgegner 

moralisch diffamiert und als irrational abgetan, was Kompromisse 

unmöglich machte. 

 Die exklusive Interaktion: Die Besatzer unterschätzten ihre Isolation 

und den Einfluss ihrer Gegner, da sie nur mit kooperativen Akteu-

ren sprachen. 

 Das ungewünschte Nation-Building: Die Besatzer stießen auf Ab-

lehnung, da sie ihr eigenes Staatsverständnis den vorhandene Struk-

turen oktroyierten. 

 Oligarchie als Produkt: Die Besatzungen kreierten mit Scheichs oder 

ethno-Politikern neue Eliten, die sich auf authentische Machtstruk-

turen beriefen. 
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